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Das weſtpreußiſche Handwerk erſcheint wöchentlich einmal 
Bezugspreis vierteljährlich 1,00 M., mit Beſtellgeld 1,12 M. 
Beſtellungen nehmen alle Poſtanſtalten u. Briefträger entgegen. 


Nr. 22. Graudenz, Sonnabend, den 4. September 1915. 

Inhalts- i is. auf die ſich im letzten Halbjahr die Arbeit der Geſchäfts⸗ 

Borftandsfigung Gesc a e 3 1 ſtelle erſtreckte, ſind im allgemeinen die gleichen geblieben. 
. = 2 U . 5 ut 43 3 n 3 3 

Sonderabdruck aus Be Minifteralblatt der Bra und Ge- Der Krieg hatte an die Leiſtungsfähigkeit von Handel, 

werbe⸗Verwaltung. — Neuer Wagenauftrag. — Niederlaffung Induſtrie und Gewerbe außerordentliche Anforderungen 

eines Schmiedes. geſtellt. Die Militärverwaltung ſah ſich der ſchwjerigen 

Aufgabe gegenüber, in allerkürzeſter Zeit elle 

Mengen der verſchiedenſten für Heereszwechke erforder- 

Vorſtandsſitzung. lichen Gegenſtände zu beſchaffen. Aufträge in ganz 


Am Freitag, den 27. Auguſt 1915 nachmittags] außerordentlichem Maßſtabe wurde vergeben. Hier 
2 Uhr, hielt der Vorſtand der Handwerkskammer im | galt es, für die das handwerktreibende Gewerbe ver- 
kleinen Sitzungsſaale der Geſchäftsſtelle eine Sitzung | tretenen Stellen auf der Wacht zu fein. Es mußte 
ab. Anweſend waren die Herren: Vorſitzender der | der Wettkampf mit Handel und Induſtrie aufgenommen 
Kammer Emil Hache, ſtellv. Vorſitzender Wilhelm | werden, das Handwerk mußte wieder zu Ehren kommen 
Kliewer, Kaſſenführer Richard Gramberg, Graudenz, | und jeine Leiſtungsfähigkeit beweiſen. Es mag vor- 
ferner Heinrich Gerdom-Thorn, Richard Lange⸗Konitz, weg bemerkt werden, daß insbeſondere in der erſten 
Paul Podlaß⸗Flatow, als Gaſt war erſchienen Abteilungs- Zeit nach Ausbruch des Krieges das Handwerk gegen- 


vorſitzender A. Sommerfeld-Graudenz. über der Induſtrie doch ſtark ins Hintertreffen ge⸗ 

Auf der Tagesordnung ſtand: kommen iſt. Das Handwerk iſt an den Heeres⸗ 
1. Erſtattung des Geſchäftsberichts lieferungen ne rg in 5 beteiligt worden. 
3 1 j 2 55 5 wie es hätte beteiligt werden können. Die Schuld it 
2. a ee des Rechnungsausichufies | aber 11 auf Seiten der Heeres verwaltung, 5 
3 Lehrlingsangelegenheiten auf Seiten des Handwerks ſelbſt zu ſuchen. Es iſt 
a Ehrungen und Unterſtützungen würdiger Handwerks“ gerage in letzter Zeit von berufener Seite wiederholt 
; meiſter ausgeſprochen worden, daß die leitenden Heeresſtellen 
5. Berſchiedenes. ſtets bemüht geweſen ſind, dem Handwerk einen an» 


u Punkt 1 der Tagesordnung nimmt der Vor- gemeſſenen Teil an den Heereslieferungen zu ſichern; 
lende 908 Wort und werlieſt 5 Geſchäftsbericht.] es zeigte ſich aber, daß der einzelne Handwerksmeiſter 
Damit unſere Leſer einen Einblick in unſeren Gejchäfts- | weder leiſtungs⸗ noch lieferungsfähig genug war, um 


; n eine Gewähr für ſchnelle friſtgerechte Erledigung von 
fang gewinnen, laſſen wir den Bericht im Wortlaut fo umfangreichen Aufträgen zu bieten. Das Schnellig⸗ 
£ 2 2 keit und Pünktlichkeit bei Erledigung der Kriegsauf⸗ 
Geſchäftsbericht. träge aber weſentliche Bedingung ſein mußte, iſt nicht 
anzuzweifeln. Es mangelte dem Handwerk leider an 

Der letzte Tätigkeitsbericht der Kammer wurde im | einer ſtraffen, wirtſchaftlichen Organiſation, die es be⸗ 
März d. Is. bei Gelegenheit der Vollverſammlung | fähigte, den induſtriellen Großunternehmern im Hin- 
erſtattet. Aus dieſem Bericht erhellte, daß die Grund⸗ | blick auf Leiſtungs⸗ und Lieferungsfähigkeit eben⸗ 
linien, nach welchen die Kammer ihre Tätigkeit ein- | bürtig an die Seite zu treten. Es läßt ſich leider nicht 
richten mußte, in der Hauptſache durch den Krieg im | leugnen, daß das Handwerk ungeachtet der Mahnungen 
Auguſt vorigen Jahres entfeſſelt wurde, beſtimmt waren.] von maßgebender Seite bisher wenig oder gar keine 
Das hat ſich nun ſeitdem wenig geändert. Die Gebiete [Neigung gezeigt hatte, ſich wirtſchaftlich zu organiſieren. 
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Das weſtpreuß i 


[che handwerk. Nr. 22. 


Es mußte auch zunächſt ruhig hingenommen werden, 
daß die Induſtrie dem Kleingewerbe nach Ausbruch 
des Krieges den Rang ablief. 
Zeit zu fragen und zu unterſuchen, aus welchen 
Gründen das Handwerk ſich den Beſtrebungen es 
durch organiſchen Zuſammenſchluß wirtſchaftlich zu 
beleben gegenüber teilnahmslos verhalten halten hatte. 
Es galt jetzt vielmehr das Verſäumte nachzuholen und 
eine ſolche wirtſchaftliche Organiſation zu ſchaffen. Es 
iſt daher natürlich, daß im Brennpunkt der Intereſſen 
der Geſchäftsleitung der Zuſammenſchluß der Hand— 
werker in den einzelnen Gewerben auf Genoſſenſchaft— 
licher Grundlage ſtand, nachdem die Genoſſenſchaft 
als diejenige Vereinigung erkannt war, welche die 
breiteſte und ſicherſte Grundlage für eine gedeihliche 
Fortentwickelung bot. Es iſt hier nicht Raum auf 
das Genoſſenſchaftsweſen im beſonderen einzugehen. 
Sie wiſſen alle, meine Herren, daß wir durch eine 
Reihe von Vorträgen, zu welchen wir nahmhafte 
Vertreter des Genoſſenſchaftsweſens gewonnen hatten, 
durch ſtändige Aufſätze in unſerer Zeilſchrift und auf 
jede andere Weiſe unſeren Handwerkern Klarheit über das 
Genoſſenſchaftsweſen zu verſchaffen und vor allem 
ihnen zu beweiſen verſucht haben, daß nur allein auf 
dem Wege des wirtſchaftlichen Zuſammenſchluſſes 
unter Hintenanſetzung aller Nebenintereſſen für das 
Handwerk etwas zu erreichen iſt. Wir haben die 
Bildung von Genoſſenſchaften nach Möglichkeit ge— 
fördert. Die Geſchäftsleitung hat in. denjenigen 
Kreiſen in welchen die natürlichen Verhältniſſe zur 
Bildung von Genoſſenſchaften geeignet ſchienen oder 
aus welchen der Wunſch Genoſſenſchaften zu gründen 
laut wurde, Verſammlungen einberufen, in denen den 
Handwerkern Gelegenheit geboten war, zur Frage 
Stellung zu nehmen. Der Vorſitzende und der ſtellv. 
Syndikus haben die Verſammlungen beſucht und 
die einzelnen Gewerbe bei Vornahme des Gründungs- 
aktes unterſtützt. Wir können denn auch mit auf— 
richtiger Befriedigung feſtſtellen, daß eine Reihe von 
Genoſſenſchaften errichtet worden ſind und zwar: 
Tiſchlergenoſſenſchaften zu Graudenz, Thorn und Flatow, 
je eine Maler-, Schloſſer⸗ und Töpfergenoſſenſchaft zu 
Thorn, eine Baugenoſſenſchaft zu Culm, eine Schneider— 
genoſſenſchaft zu Marienwerder. Es iſt anzunehmen, 
daß auch in verſchiedenen Gewerben zu Graudenz 
und Dt. Eylau Genoſſenſchaften zuſtande kommen 
werden, vielleicht auch noch in Stuhm und Konitz. 
Es braucht kaum erwähnt zu werden, daß mit der 
Errichtung der Genoſſenſchaften es allein nicht getan 
iſt. Von einer ſachverſtändigen und zweckmäßigen 
Leitung wird es abhängen, ob die Genoſſenſchaft ſich 
als entwickelungsfähig erweiſt Es iſt nicht angängig, 
die Handwerkskammer als die überall rettende, 
helfende Mutter anzuſehen, die nun die Genoſſen— 
ſchaften fortgeſetzt mit Aufträgen verſorgen muß, ſondern 
es wird Aufgabe des Vorſtandes der einzelnen Ge— 
noſſenſchaft ſein, ſtets auf dem Ausguck zu ſein, die 
Augen offen zu halten und nach Arbeiten auszuſchauen. 
Es wird deshalb für jede Genoſſenſchaft weſentlich 
ſein, die geeigneten, leitenden Männer zu ſuchen. 
Wenn dieſe erſt einmal gefunden ſind, ſo iſt nicht zu 
bezweifeln, daß die Genoſſenſchaft lebens- und ent⸗ 
wickelungsfähig ſein wird. 

Es wurde vorhin nicht mit Unrecht erwähnt, 
daß der wirtſchaftliche Zuſammenſchluß des Hand— 
werks im Vordergrunde des Intereſſes der Gejchäfts- 
leitung ſtand. Es hat dies in erſter Linie ſeinen 
Grund darin, daß bei uns im Oſten noch gar keine 
handwerkliche Organiſation vorhanden war, wohl 
deshalb weil bei uns die Handwerker infolge des im 


Es war auch nicht 


lichen Wettkampfes dazu nicht in dem Maße gedrängt 
wurden, wie die Kollegen in Weſtdeutſchland. Es 
trat aber noch ein Umſtand hinzu, der dringend ge— 
bot, die Organiſation wenigſtens des Bau- und 
Möbelhandwerks mit Nachdruck und Beſchleunigung 
zu betreiben — ich meine den Wiederaufbau unſerer 
zum großen Teil von den Ruſſen zerſtörten Nachbar- 
provinz Ostpreußen. Es muß hier den berufenen Ver— 
tretern des Handwerks der Neid laſſen, daß ſie 
frühzeitig auf dem Platze waren, ſo frühzeitig, daß 
ſelbſt Blätter, die die Intereſſen des Handes vertreten, 
mit Erſtaunen und Befremden feſtſtellten und ſich da— 
rüber beklagten, daß zwar die Handwerkskammern 
mit geſpanntem Eifer die Entwickelung in Oſtpreußen 
verfolgten, die Handelsvertretungen aber noch garnichts 
von ſich hätten hören laſſen. Wir haben in dieſem 
Falle alfo berechtigten Grund zu hoffen, daß Handel— 
und Induſtrie nicht den Löwenanteil an den Wieder- 
aufbauarbeiten davontragen und dem Handwerk die 
Brocken überlaſſen werden. Das ſoll nun nicht heißen, 
als ob alle Arbeit ſchon getan ſei und wir unſerer 
Sache ſicher wären; denn wenngleich die amtlichen 
Vertretungen des Handels ſich anſcheinend bisher 
mit den Oſtpreußiſchen Verhältnißen nicht be— 
ſchäſtigt haben, ſo haben doch einzelne Großinduſ— 
drielle des Bau- und Möbelgewerbes aus Mittel 
und Weſtdeutſchland ihr Augenmerk auf Oſtpreußen 
gerichtet und die Provinz mit Vertretern und 
Agenten überſchwemmt um die Arbeiten um jeden Preis 
an ſich zu reißen. Sehr bezeichnet dafür iſt das 
Beiſpiel des Berliner Kommerzienrats Haberland. 
Dieſer hat ſich dem Oberpräſidenten in Oſtpreußen 
erboten, die Stadt Pillkallen in 8 Monaten Schlüſſel⸗ 
fertig aufzubauen. Es kann das Handwerk nur mit 
hoher Befriedidung erfüllen, daß der Herr Oberpräſident 
dieſes abgelehnt hat. Es kann im allgemeinen als 
ſicher gelten, daß die maßgebenden Stellen auf dem 
Standpunkte ſtehen, es ſollen die umfangreichen Arbeiten 
möglichſt an das Handwerk und nicht an das Groß— 
unternehmertum vergeben werden. Dieſem Standpunkt 
wurde von Seiten der Königl. Staatsregierung im 
Abgeordnetenhauſe und an anderer Stelle wiederholt 
Ausdruck gegeben. Ich verweiſe auf unſeren Aufſatz 
in Nr. 14. unſerer Zeitſchrift die Wiederherſtellung 
Oſtpreußens im Abgeordnetenhauſe“. Wenn nun eine 
hervorragende Beteiligung des Handwerks in erſter 
Linie des oſtpreußiſchen und oſtdeutſchen an den Arbeiten 
feſtſteht, ſo iſt die Frage in welcher Weiſe die Heran⸗ 
ziehung der einzelnen Gewerbe zu den Arbeiten erfolgen 
ſoll noch wenig geklärt und es ſcheint, als ſpukten 
darüber noch recht verworrene Gedanken in den Köpfen 
unſerer Handwerker. Ich will auf die bisherige 
Entwickelung kurz eingehen. Wie ſchon erwähnt 
traten die oſtdeutſchen Kammern als die berufenen 
Vertreter des oſtdeutſchen Handwerks ſehr frühzeitig 
auf den Plan. Auf dem 14. oſtdeutſchen Handwerks- 
kammertag zu Königsberg im März wurde der Be- 
ſchluß gefaßt, daß die Arbeiten in Oſtpreußen durch 
oſtpreußiſche und ſoweit dies nicht ausreichend, durch 
das oſtdeutſche Handwerk geſchehen müſſen. Zur 
Erreichung dieſes Zweckes ſei der organiſche, wirt⸗ 
ſchaftliche Aufbau des Handwerks notwendig. 

Zur Durchführung dieſer Maßnahmen wurde ein 
Arbeitsausſchuß, dem auch die Kammer Graudenz 
angehörte, gegründet. Dieſer Arbeitsausſchuß ſchlug den 
14 oſtdeutſchen Handwerkskammern die Errichtung 
eines Bauamtes in Königsberg und die Einrichtung 
von Muſterlägern in den zur Rückkehr freigegebenen 
Provinzen Oſtpreußens vor. Von der Errichtung eines 
ſolchen Bauamts wurde ſpäter abgeſehen, da ſchon 


Verhältnis zum Weſteu weniger ſcharfen wirtſchaft⸗ ſeitens der Regierung in den zerſtörten Bezirken Oſt⸗ 


Nr. 22. Das wefiipreußifde handwerk. 


preußens Bauämter eingerichtet wurden. Dieſe werden 
geleitet durch die ſogenannten Bezirksarchitekten, welche 
in ihrer Geſamtheit dem Geheimen Baurat Fiſcher, 
Königsberg unterſtehen. Mit der Einrichtung der 
Muſterläger iſt man noch nicht weit vorgeſchritten; es 
ſind aber ſolche ſchon in einigen Bezirken eingerichtet 
worden. In der Sitzung des oſtdeutſchen Handwerks— 
kammertages im Mai d. Is. zu Berlin an welcher 
ich als Vorſitzender der Kammer teilnahm, wurde auf 
Vorſchlag des Arbeitsausſchuſſes die Errichtung einer 
Verdingungsſtelle der oſtdeutſchen Handwerkskammern 
für den Wiederaufbau Oſtpreußens beſchloſſen. Von 
den Aufgaben der Verdingungsſtelle in Oſtpreußen 
hebe ich hervor die Uebernahme und Verteilung von 
Lieferungen, die Vermittlung von Handwerkszeug, die 
Errichtung von Muſterlägern und die Förderung der 
Genoſſenſchaften. Ich verweiſe auf unſeren Aufſatz in 
Nr. 6 unſerer Zeitſchrift. In den Verwaltungsrat 
dieſer Verdingungsſtelle wurden die 5 Kammern, die 
den Arbeitsausſchuß gebildet hatten gewählt, alſo auch 
die Kammer Graudenz. Die Koſten der Verdingungs— 
ſtelle tragen die oſtdeutſchen Handwerkskammern. Der 


Mindeſtbeitrag wurde auf 1000 Mark jährlich feſtgeſetzt. 


Auch unſere Kammer zahlt .diefen Beitrag. In der 
letzten Tagung dieſes Verwaltungsrats am 9. d. Mts. 
zu Bromberg wurde der Bericht des Architekten Müller, 
Leiters der Verdingungsſtelle mit Befriedigung 
entgegengenommen Es wurden die Richtlininen 
für die Uebernahme und Vermittelung von Aufträgen 
durch die Berdingungsſtelle feſtgelegt, ſchließlich 
wurde der Haushaltsplan der Verdingungsſtelle 
für das kommende Jahr aufgeſtellt. Ich will 
an dieſer Stelle nicht unerwähnt laſſen, daß 
am 10. d. Mts. in Bromberg eine Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaft für das oſtdeutſche Tiſchler- und Tapezierge- 
werbe zuſtande gekommen iſt. Dieſer Zentralgenoſſen— 
ſchaft können ſich alle Tiſchler- und Tapezierergenoſſen⸗ 
ſchaften innerhalb der oſtdeutſchen Kammern anſchließen. 
Nachdem ich ihnen eine Darſtellung der Entwickelung 
dieſer Verhältuiſſe gegeben habe, will ich noch etwas 
über den Umfang der Arbeiten in Oſtpreußen bemerken. 
Ich habe mich ſelbſt an einer Reife durch die zer— 
ſtörten Ortſchaften beteiligt und wahrgenommen, daß 
die Arbeiten über jede Vorſtellung umfangreich ſind. 
Das oſtpreußiſche Handwerk reicht kaum aus, um 
die notwendigen Reparaturen, geſchweige denn die 
Wiederherſtellungsarbeiten zu bewältigen. Ferner 
will ich noch darauf aufmerkſam machen, daß nach der 
ganzen Entwickelung der Berhältniffe die Uebernahme 
von Arbeiten durch einen einzelnen Handwerksmeiſter 
ausgeſchloſſen erſcheint. Es kommen für die Ver⸗ 


teilung der Arbeiten durch die Verdingungsſtelle 


lediglich die Genoſſenſchaften in Frage, da nur dieſe 
eine ſichere Gewähr für die ordnungsmäſſige Aus⸗ 
führung bieten. Irrig aber wäre die Anſicht, als ob 
die Verdingungsſtelle nun ſelbſtändig über die Ver— 
teilung der Arbeiten verfügen könnte, oder als ob 
die Regierung alle Arbeiten vergibt. Selbſtredend 
kann man dem Privatmanne nicht befehlen, hier oder 
da ſeine Arbeiten ausführen zu laſſen. Ich erwähne 
das nur, weil man uns entgegengehalten hat, daß 
einzelne Bauten und Arbeiten ſchon an beſtimmte 
Unternehmer vergeben ſeien. Es iſt aber mit Sicher- 
heit anzunehmen, daß der größte Teil der Arbeiten 
vergebenden Privatperſonen die Vermittelung der 
Verdingungsſtelle in Anſpruch nehmen werden. Daß 
die ſtaatlichen Behörden ſich der Verdingungsſtelle be- 
dienen werden, brauche ich nicht mehr herverzuheben. 

Gegenüber dieſen Efumfangreichen in Ausſicht 
ſtehenden Arbeiten erſcheinen diejenigen Aufträge, die 
wir während des Krieges für unfer Handwerk erlangt 
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haben, gering, abgeſehen vielleicht von den Wagen— 
aufträgen. Bei Gelegenheit unſerer letzten Rollver- 
ſammlung war ich ſchon in der Lage Ihnen Mitteilung 
von dem Auftrage der Königl. Feldzeugmeiſterei Berlin 
von 100 Proviantwagen 95 N/K zu machen. Ich wies 
damals auch darauf hin, daß ein weiterer größerer 
Auftrag bevorſtehe. Wir erhielten im April dieſen 
2. Auftrag in Höhe von 45 Proviantwagen derſelben 
Art und endlich im Mai einen dritten Auftrag von 
35 Wagen, ſodaß wir im ganzen 180 dieſer Proviant- 
wagen an unſere Handwerker zur Anfertigung verteilen 
konnten. Die Feldzeugmeiſterei hat anerkannt, daß 
die von den deutſchen Handwerkern gelieferten Broviante 
wagen (im ganzen für ca. 18 Millionen) zu ihrer 
Zufriedenheit ausgeführt worden ſind. Auch wir 
können feſtſtellen, daß unſere Wagen von dem Vor— 
ſtand der Abnahmekommiſſion anſtandslos abgenom- 
men worden ſind. Leider war es nicht möglich, die 
Abnahmetermine pünktlich einzuhalten. Das trifft 
beſonders für den 1. Wagenauftrag zu und wurde durch 
die infolge der Bahnſperre verzögerte Lieferung der Be— 
ſchlagteile verurſacht. (Fortſetzung folgt.) 


Bekanntmachung 


über ein Sclactverbet für frähfige Kühe und Sauen. 
Vom 26. Auguſt 1915. 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Ge— 
ſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirt— 
ſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlafjen: 

3 uk 


Kühe, Rinder, Kalbinnen ſowie Sauen, welche ſich 
in einem derart vorgeſchrittenen Zuſtand der Trächtig⸗ 
keit befinden, daß dieſe den mit ihnen beſchäftigten 
Perſonen erkennbar iſt, dürfen nicht geſchlachtet werden. 

Sub 


3 
Ausnahmen können in Einzelfällen bei Vorliegen 
eines dringenden wirtſchaftlichen Bedürfniſſes von den 
durch die Landeszentralbehörden beſtimmten Behörden 
zugelaſſen werden. 
8 3 
Das Verbot ($ 1) findet keine Anwendung auf 
Schlachtungen, die erfolgen, weil zu befürchten iſt, daß 
das Tier an einer Erkrankung verenden werde, oder 
weil es infolge eines Unglücksfalls ſofort getötet werden 
muß. Solche Schlachtungen ſind jedoch der nach § 2 
zuſtändigen Behörde ſpäteſtens innerhalb dreier Tage 
nach der Schlachtung anzuzeigen. 
8 4 
Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtim⸗ 
mungen zur Ausführung dieſer Verordnung. 
Sie können weitere Beſchränkungen für das 
Schlachten von Vieh anordnen. 
95 


8 f 
Wer dieſe Verordnung oder die auf Grund des 
§ 4 erlaſſenen Beſtimmungen oder Anordnungen über- 
tritt, wird mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert 
Mark oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten be— 
ſtraft. 
8 6 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 3. September 
1915 in Kraft. Der Reichskanzler beſtimmt den Zeit⸗ 
punkt des Außerkrafttretens. 
| Die Verordnung findet auf das aus dem Ausland 
eingeführte Schlachtvieh keine Anwendung. 


Berlin, den 26. Auguſt 1915. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Delbrück. 


I 
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Bekanntmachung 


über die Vornahme einer Diehzwildhenzählung 
Oktober 1915. Vom 26. Auguft 1915. 
Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Ge— 
ſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirt— 
ſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 
1 


am l. 


Am 1. Oktober 1915 findet eine Viehzwiſchen⸗ 
zählung ſtatt. Die Zählung erſtreckt ſich auf Pferde, 
Rindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen und Federvieh. 
Sie erfolgt nach Maßgabe des beiliegenden Erhebungs— 
muſters. 

82 

Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtim— 

mungen zur Ausführung dieſer Verordnung. 
83 


Dem Kaiferlichen Statiſtiſchen Amte iſt nach bei- 
liegendem Zuſammenſtellungsmuſter eine vorläuſige, 
ſämtliche Unterabteilungen des Zuſammenſtellungs— 
muſters enthaltende Ueberſicht der Zählungsergebniſſe 
nebſt den von den Bundesſtaaten erlaſſenen Aus— 
führungsvorſchriften bis zum 15. Oktober 1915, die 
endgültige Zuſammenſtellung bis zum 15, November 
1915 einzuſenden. 

8 4 

Wer vorſätzlich eine Anzeige, zu der er auf Grund 
dieſer Verordnung aufgefordert wird, nicht erſtattet 
oder miljentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben 
macht, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder 
mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark beſtraft; auch 
kann Vieh, deſſen Vorhandenſein verſchwiegen worden 
iſt, im Urteil für dem Staate verfallen erklärt werden. 

) 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ber- 
kündung in Kraft. 


Berlin, den 26° Auguſt 1915. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers 
Delbrück. 


Sonderabdruck aus dem Minifterialblatf der 
Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Die Einzelanträge auf Freigabe von Sparmetallen 
für Friedenszwecke und für Einrichtungen, die nur 
loſe mit Kriegslieferungen in Verbindung ſtehen, 
haben einen ſo großen Umfang angenommen, daß ſie 
mit Rückſicht auf die Heeres- und Marineintereſſen 
in Zukunft nur noch in den dringendſten Fällen be— 
rückſichtigt werden können. 

Um in Zweifelsfällen eine genaue Prüfung vor— 
nehmen zu können, ob ſolche Anträge gerechtfertigt 
ſind, iſt unter der Aufſicht des Reichsamts des Innern 
und unter Beteiligung des Kriegs- und des Handels- 
miniſteriums eine Zentralſtelle unter dem Namen 
„Metallfreigabeſtelle für Friedenszwecke“ gegründet 
worden. Die Leitung dieſer Stelle hat Geheimrat 
Profeſſor Kammerer übernommen, dem Ingenieure und 
Chemiker in größerer Zahl zur Seite ſtehen. Die Ge— 
ſchäftsräume befinden ſich im Hauſe des Vereins 
Beutfcher Ingenieure, Berlin NW. 7, Sommerſtraße 4a. 
Alle Anträge auf Freigabe von Metallen, die nicht 
unmittelbar Heeres- oder Marinelieferungen betreffen, 
ſind, ſoweit es ſich nicht um Geſuche der im vorletzten 
Abſatz bezeichneten Art handelt, an die Metallfreigabe⸗ 


ſtelle für Friedenszwecke zib richten 
Die neu geſchaffene Zentralſtelle hat den Zweck, 
die Freigabeanträge auf ihre Dringlichkeit und die 


Das wefipreußi 


Ihe handwerk. 
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Unerfeglichkeit der beſchlagnahmten Metalle durch Er— 
ſatzmetalle eingehender als bisher zu prüfen und die 
Induſtrie zur Verwendung von Erſatzmetallen mehr 
und mehr zu erziehen. Es werden daher von vorne 
herein alle Geſuche zurückgemiefen. die vorſtehende Be- 
dingungen nicht erfüllen. Demzufolge wird empfohlen, 
Freigabeanträge nur dann zu ſtellen, wenn alle Erſatz— 
möglichkeiten, auch auf die Gefahr der geringeren 
Haltbarkeit und Wirtſchaftlichkeit hin, erſchöpft ſind; 
es iſt ferner ratſam, eine eingehende Vorprüfung 
ſolcher Geſuche durch die Sonderverbände und Sach— 
verſtändigen der einzelnen Induſtrien vornehmen zu 
laſſen. Bei Anträgen an die Metallfreigabeſtelle für 
Friedenszwecke ſind ſowohl über die Mengen der be— 
nötigten Sparmetalle in Kilogramm, als auch über 
die Dringlichkeit des Bedarfs und die Unerſetzlichkeit 
durch nichtbeſchlagnahmte Metalle genaue Angaben 
zu machen. 

Neben der Bearbeitung von Freigabeanträgen 
wird es auch Aufgabe der Freigabeſtelle ſein, Metall- 
Vermittelungsſtellen für ganze Induſtrien zu ſchaffen 
und zur Verwendung von Erſatzmetallen, gegebenen— 
falls durch fachwiſſenſchaftliche Gutachten, anzuregen. 

Alle Anträge auf Freigabe von Sparmetallen für 
Neuanlagen und Betriebserweiterungen, die auf Ver— 
anlaſſung der Heeres- oder Marineverwaltung vorge— 
nommen werden, ſowie für Ausbeſſerungen in ſolchen 
Betrieben find auch in Zukunft an das Kriegsmini- 
ſterium, Kriegsrohſtoff-Abteilung, Sektion M, in Berlin 
SW. 48, Verl. Hedemannſtraße 9/10, zu richten und 
werden dort erledigt. 

Ich erſuche, die Intereſſenkreiſe hiervon zu ver— 
ſtändigen. 

In Vertretung. 
Dr. Göppert. 


Neuer Wagenauftrag. 


Die Königl. Feldzeugmeifterei nat an die deutſchen 
Handwerks- und Gewerbekammer einen neuen Auftrag von 
Proviantwagen 95 N /K vergeben. Die Handwerkskammer 
Graudenz hat 10 Wagen zur Verteilung an das Gewerbe 
ihres Bezirks erhalten. Gewerbetreibende, welche Wagen 
zur Anfertigung übernehmen wollen, haben ſick unverzüg- 
lich bei uns zu melden. 

Wir machen von vornherein darauf aufmerkſam, daß 
die Bedingungen der Feldzeugmeiſterei diesmal befonders 
firenge vorgeſchrieben find. Das gilt insbefondere von 
dem Ciefernngstermin; dieſer muß unbedingt pünktlich 
eingehalten werden. Die Feldͤzeugmeiſterei wird in allen 
Fällen, in denen Wagen bis zum J. November nicht bereit 
zur Abnahme fehen, die Annahme verweigern. Wir 
werden ausdrücklich darauf aufmerkfam gemacht. | 

Der Preis für | Wagen ift von der Feldzeugmeiſlerei 
auf 1250, — Mark feſlgeſetzt worden. 

Ferner wird zur Bedingung gemacht, daß bei An- 
fertigung der Wagen krieasdienftverwendbare Handwerker 
nicht bekchäſtigt werden. 

Die näheren Lieferungsbedingungen der Feldzeug- 
meiſtereſ find auf der Gefcäftsftelle einzufehen. 


Die Niederlaſſung eines Schmiedes 


it in dem Orte Nikolaiken im Kreile Stuhm 
Welpr. dringendes Bedürfnis. Schmiede, die 
geneigt find ſich dort anfällig zu machen, bitten 
wir, ſich ſchleunigſt bei uns zu melden. Sehr 
lohnende Beſchäffigung kann in beſtimmte Aus- 
ſicht geflellt werden. 


